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Die Erhöhung der Bereitschaft und Aktivität der Gesell
schaft zur Auseinandersetzung mit Straftaten ist Ausdruck 
der sich entwickelnden sozialistischen Lebensweise. Sie ist 
auch ein Faktor, der zu weiteren Erfolgen bei der Zurück- 
drängung der Kriminalität beiträgt. Erhöhung der staat
lichen Autorität auch mittels differenzierter Anwendung 
des Strafzwangs steht daher der Freiheit nicht entgegen, 
wie bürgerliche, antikommunistische Ideologen immer 
wieder glauben machen wollen. Mit der Anwendung des 
Strafzwangs werden nicht äußerliche, den werktätigen 
Menschen oktroyierte Mächte zur Geltung gebracht, sondern 
ihre ureigensten Interessen an einem Leben in Frieden, 
sozialer Sicherheit und Geborgenheit verwirklicht.

Zutiefst fremd ist dem Sozialismus daher die von bür
gerlichen Ideologen vertretene Auffassung, daß zur Freiheit 
notwendig gesellschaftlich abweichendes Verhalten gehöre, 
daß damit auch der Konflikt zwischen Mensch und Gesell
schaft Ausdruck der Freiheit sei. Vor allem für die plura
listischen Gesellschaftskonzeptionen ist der Konflikt zwi
schen Mensch und Gesellschaft ein notwendiges Attribut 
der Freiheit. Damit gehört nach diesen Auffassungen auch 
die Kriminalität zu einer freiheitlichen Gesellschaft. Das 
ist zum einen die ideologische Widerspiegelung der Tat
sache, daß die kapitalistische Gesellschaft gesetzmäßig die 
Kriminalität produziert. Zum anderen ist der apologetische 
Charakter dieser Lehren nicht zu übersehen. Sie sollen die 
Krisen- und Zerfallserschein.ungen des Kapitalismus, zu 
denen auch die Kriminalität gehört, als „Preis der Freiheit“ 
rechtfertigen oder doch zumindest beschönigen.

Es ist daher kein Zufall, daß in der heutigen kapitalisti
schen Gesellschaft versöhnlerische und entschuldigende 
Haltungen gegenüber kriminellen Erscheinungen immer 
deutlicher hervortreten. Das gilt besonders für kriminelle 
Handlungen, die im Auftrag oder Interesse der herrschen
den Klasse begangen werden. So wird in der BRD trotz 
Ausweitung des Strafzwangs vom Gesetz her und der 
Erhöhung der Verurteiltenzahlen der Anteil der tatsächlich 
verfolgten Straftaten immer geringer (gegenwärtig ein 
Viertel der festgestellten Straftaten; Anfang der 60er Jahre 
war es noch ein Drittel). Das Opportunitätsprinzip wird 
bereits vom Gesetz her immer mehr ausgeweitet. Ermes
sensentscheidungen der Staatsanwaltschaft und der Polizei 
nehmen immer mehr zu. So entläßt die Staatsanwaltschaft 
etwa die Hälfte der ermittelten Verdächtigen wieder aus 
der Strafverfolgung. Dabei wird gewährleistet, daß sich die 
Spitze des Strafzwangs gegen die Arbeiterklasse und die 
anderen Werktätigen richtet.16

Die Strafverfolgung wird daher unter diesen Bedingun
gen immer mehr eine Sache des Zufalls und der Willkür. 
Gesetzlichkeit und Gleichheit der Strafverfolgung werden 
immer mehr durchlöchert. In der Endkonsequenz führt das 
stets zu einer Beeinträchtigung dqr Rechte und Interessen 
der Werktätigen. Sie werden am wenigsten durch das Straf
recht geschützt und am ehesten verfolgt. Besitzende werden 
bei der Strafverfolgung privilegiert und können sich Sicher
heit kaufen. Deutlich ausgeprägt sind Erscheinungen der 
Kommerzialisierung der Kriminalitätsbekämpfung.

Die auffällig liberale Haltung der heutigen bürgerlichen 
Gesellschaft gegenüber der Kriminalität ist einmal Aus
druck der Ohnmacht und Unfähigkeit dieses Systems, die 
Kriminalität ernsthaft zu verfolgen. Sie soll andererseits 
die Kriminalität aber auch in gewisser Weise salonfähig 
machen, sie in die Gesellschaft integrieren und die Über
zeugung verbreiten, daß sie eine für die Gesellschaft not
wendige und unumgängliche Erscheinung ist. Ausdruck 
dessen ist auch die große Publizität, welche die Kriminalität 
in der kapitalistischen Gesellschaft und ihren Massen
medien genießt. 1
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Bei anderen gelesen

Kriminglitätsanstieg in der BRD

Der Rubrik „Länderumschau“ in der BRD-Fachzeit- 
schrift „Die neue Polizei“ (München) 1980, Heft 4,
S. 104 /., und Heft 5, S. 137 entnehmen wir folgende 
Zahlen und Fakten zur Kriminalitätsentwicklung in fünf 
Bundesländern der BRD im Jahre 1979.

' ' ' птлшDie Zahl der Straftaten ist in Baden-Württemberg im Jahre 
1979 um 26 301 Fälle auf 435 231 angestiegen. Die Zu
wachsrate lag bei 6,4 Prozent (1978 = 3,7 Prozent). Insge
samt konnten 207 961 Delikte aufgeklärt werden. Dies er
gibt eine Aufklärungsquote von 47,8 Prozent Gewalt-, 
Rauschgift- und Jugendkriminalität sind in den Mittelpunkt 
der polizeilichen Tätigkeit gerückt

Noch stärker als in den Jahren zuvor prägen Eigen
tumsdelikte die Polizeiliche Kriminalstatistik 1979 des Lan
des Hessen. Mit 210 013 Fällen haben allein die Dieb
stahlsdelikte ihren Anteil an der Gesamtkriminalität in 
Hessen auf 63 Prozent erhöht Insgesamt wurden im ver
gangenen Jahr 335 396 Straftaten erfaßt Gegenüber 1978 
hat damit die Zahl der registrierten Straftaten um 20 957 
Fälle zugenommen. Dies entspricht einer Zunahme von 
6,7 Prozent, eine Steigerung, die wesentlich über der Zu
wachsrate des Vorjahres von 3,1 Prozent liegt

147 315 Straftaten wurden aufgeklärt; das sind 43,9 Pro
zent Diebstähle und Sachbeschädigungen, die zusammen
68,5 Prozent der registrierten Kriminalität ausmachen, 
konnten nur zu 28,1 Prozent aufgeklärt werden.

In Nordrhein-Westfalen wurden 1 003 818 Straftaten re
gistriert Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl der be
kanntgewordenen Fälle um 45 806 = 4,78 Prozent ange
stiegen.

Mit 710 581 Delikten dominiert die Diebstahlskriminalität 
eindeutig (71 Prozent der Gesamtkriminalität). 413 667 
Straftaten konnten aufgeklärt werden. Das sind 41,21 Pro
zent Der Anteil der Erwachsenen betrug 60 Prozent, der 
der Jungerwachsenen (18 bis 21 Jahre), 13,8 Prozent, der 
der Jugendlichen 17,3 Prozent und der der Kinder 8,9 Pro
zent.

Nach der Polizeilichen Kriminalstatistik Bayerns ist die 
Zahl der Straftaten gegenüber 1978 um rund 22 000 
(= 5,1 Prozent) auf insgesamt 461 472 angestiegen. Be
sonders drastisch ist die Zunahme der Rauschgiftdelikte 
um 21,4 Prozent

In Rheinland-Pfalz hat sich die Gesamtzahl der Straf
taten Im Vergleich zu 1978 um 11 310 Fälle auf 173 131 
(= 7 Prozent) erhöht Die Rauschgiftkriminalität stieg bei 
den 21- bis 25jährigen um 34,9 Prozent, bei den über 25jäh- 
rigen um 32 Prozent. * 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16
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